Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2622 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, Mertes 
und Genossen 


betr. Verkehr und Umwelt 


1. Da auch bei Großfahrzeugen durch entsprechende Einstel- 
lung der Dieselmotoren erreicht werden kann, daß andere 
Verkehrsteilnehmer durch Abgase kaum belästigt werden, 
fragen wir die Bundesregierung: 

a) Sind nicht die bisherigen Schwierigkeiten bei der Über- 
wachung dadurch aufgetreten, daß die ordnungsgemäße 
Einstellung der Motoren bei fahrenden Fahrzeugen nur 
unter Schwierigkeit zu kontrollieren war? 

b) Wäre es nicht zweckmäßig, die Auspuffmündungen ein- 
heitlich nach oben führen zu lassen, damit bildlich und 
damit beweiskräftig die Rußimmissionen dieser fahren- 
den Fahrzeuge festgestellt werden können? 

c) Bestehen gegen eine solche Regelung, wie sie § 47 Abs. 2 
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung bereits zuläßt 
und wie sie bei öffentlichen Verkehrsmitteln zahlreicher 
Städte in der Bundesrepublik und einigen Großstädten 
schon gehandhabt wird, Bedenken? 

2. Unter Bezugnahme auf die Antwort der Bundesregierung auf 
Drucksache VI/ 1971 zu der Kleinen Anfrage der Abgeord- 
neten Hirsch, Dichgans, Mertes und Genossen auf Druck- 
sache VI/1889 fragen wir die Bundesregierung: 

a) Wie ist „die in Betracht gezogene Steuerbegünstigung für 
Elektrofahrzeuge'' gedacht, damit „ein erhöhter Anreiz 
zum Kauf dieser Fahrzeuge gegeben ist? 

b) Sollten die Steuervorschriften für Elektrofahrzeuge nicht 
schon erlassen sein, bevor bestimmte Typen angeboten 
werden, damit die Entwicklung beschleunigt oder gege- 
benenfalls durch die neuen Vorschriften beeinflußt wird? 

c) Ist die Beibehaltung des Führerscheins für Elektrofahr- 
zeuge im Hinblick auf diese Entwicklung und die nur 
noch historisch erklärbare Existenz dieses besonderen 
Führerscheins noch sinnvoll? 
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3. Auf der Konferenz der International Civil Aviation Organi- 
sation im Dezember 1969 in Montreal wurden Richtwerte für 
die Lärmentwicklung von Triebwerken der neu zuzulassen- 
den Flugzeuge und eine Umrüstung der vorhandenen Flug- 
zeuge beschlossen. 

Großbritannien hat als erstes Land die entsprechenden 
Richtwerte in gesetzliche Bestimmungen umgewandelt. Die 
schweizerischen Behörden haben für gewisse Flugzeugtypen 
ein Start- und Landeverbot erlassen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

a) Wann ist mit ähnlichen Bestimmungen zu rechnen? 

b) Wann wird eine Umrüstung auf leisere Triebwerke 
eingeleitet? 

c) Besteht eine Möglichkeit, diese Vorhaben zum Schutze der 
Flughafen- Anlieger vor den Auswirkungen des Fluglärms 
in vier Jahren durchzuführen? 


Bonn, den 29. September 1971 
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